Stand: 11/2022
	§ 41 AktO mit Listen 38, 41, 42, 43a, 44a, 52 aktuell - Stand: 1.1.2019 
(Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 41 Register, Kalender für Hauptverhandlungen, Aktenkontrolle
	§ 48 Straf-und Bußgeldsachen vor den Landgerichten
§ 49 Straf- und Bußgeldsachen vor den Oberlandesgerichten

	(1) 1Bei dem Landgericht und dem Oberlandesgericht werden Register geführt:
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren:
§ 49 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Oberlandesgerichten sind zu registrieren:

	a)	über Berufungen (Revisionen) in Privatklagesachen (Liste 38),
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren: …
9.	unter dem Registerzeichen „Ps“ Berufungen in Privatklagesachen, …
§ 49 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Oberlandesgerichten sind zu registrieren:
9.	unter dem Registerzeichen „Vs“ Revisionen in Privatklagesachen, …

	b)	über Beschwerden in Straf- und Bußgeldsachen (Liste 41).
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren:
5.	unter dem Registerzeichen „Qs“
a)	Beschwerden,
b)	Anträge auf gerichtliche Entscheidung der Jugendkammer nach § 83 Absatz 2 und § 92 Absatz 1 JGG,
6.	unter dem Registerzeichen „OWi LG“
a)	Einsprüche gegen Bußgeldbescheide,
b)	Anträge der Vollstreckungsbehörde auf Anordnung der Erzwingungshaft nach § 96 Absatz 1, § 104 Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit §§ 64, 82 Absatz 2 
OWiG,
c)	Anträge auf Erteilung von vollstreckbaren Ausfertigungen von Kostenfestsetzungsbescheiden der Aufsichtsbehörde nach § 106 Absatz 2 Satz 3 OWiG,
d)	Anträge auf gerichtliche Entscheidung gegen Maßnahmen der Aufsichtsbehörde nach §§ 62, 49a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, § 49b Nummer 5, § 52 Absatz 2 Satz 3, § 69 Absatz 1 Satz 2, § 100 Absatz 2, § 108 Absatz 1, § 110 Absatz 2 OWiG,
e)	Einwendungen gegen die Vollstreckung oder Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde nach §§ 103, 104 Absatz 1 Nummer 1 OWiG,
§ 49 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Oberlandesgerichten sind zu registrieren:
4.	unter dem Registerzeichen „Ws“ 
a)	Rechtsbeschwerden gegen Entscheidungen in Vollzugsangelegenheiten nach § 116 StVollzG, auch in Verbindung mit § 50 Absatz 5, §§ 167, 171 StVollzG und §§ 92 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 6 JGG,
b)	Beschwerden in Strafsachen und nach § 119a Absatz 5 StVollzG, auch in Verbindung mit § 92 Absatz 6 JGG, 
c)	erstmalige Vorlagen nach §§ 121, 122 StPO, auch in Verbindung mit § 126a Absatz 2 Satz 2 StPO,
d)	Anträge auf gerichtliche Entscheidung nach § 172 StPO,
5.	unter dem Registerzeichen „ORbs“
a)	Rechtsbeschwerden nach § 79 Absatz 1 Satz 1 OWiG und § 87j IRG,
b)	Anträge auf Zulassung der Rechtsbeschwerde nach § 79 Absatz 1 Satz 2, § 80 
OWiG und § 87k IRG,
c)	Beschwerden in Bußgeldsachen, 
6.	unter dem Registerzeichen „OWi OLG“ in Kartellbußgeldsachen
Einsprüche gegen Bußgeldbescheide,
a)	Anträge der Vollstreckungsbehörde auf Anordnung der Erzwingungshaft nach § 96 Absatz 1, § 104 Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit §§ 64, 82 Absatz 2 
OWiG,
b)	Anträge auf Erteilung von vollstreckbaren Ausfertigungen von Kostenfestsetzungsbescheiden der Aufsichtsbehörde nach § 106 Absatz 2 Satz 3 OWiG,
c)	Anträge auf gerichtliche Entscheidung gegen Maßnahmen der Aufsichtsbehörde nach §§ 62, 49a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, § 49b Nummer 5, § 52 Absatz 2 Satz 3, § 69 Absatz 1 Satz 2, § 100 Absatz 2, § 108 Absatz 1, § 110 Absatz 2 OWiG,
d)	Einwendungen gegen die Vollstreckung oder Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde nach §§ 103, 104 Absatz 1 Nummer 1 OWiG, …
2Wird einem Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde stattgegeben, ist das Verfahren über die Rechtsbeschwerde nicht neu zu registrieren.

	

2Anträge auf Anordnung der Erzwingungshaft (§ 96 
Absatz 1 OWiG), für die gemäß § 104 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit §§ 64, 82 OWiG ein Spruchkörper des Landgerichts als Gericht erster Instanz zuständig ist, sind in das Beschwerderegister für Strafsachen und Bußgeldsachen des Landgerichts Qs einzutragen.
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren: …
6.	unter dem Registerzeichen „OWi LG“
b)	Anträge der Vollstreckungsbehörde auf Anordnung der Erzwingungshaft nach § 96 Absatz 1, § 104 Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit §§ 64, 82 Absatz 2 
OWiG,

	3Die Anträge auf Entscheidung der Strafkammer (des Strafsenats) als oberen Gerichts und über die Ablehnung von Gerichtspersonen sind nicht in das Beschwerderegister einzutragen; die Entscheidungen sind in Urschrift oder in Abschrift zu besonderen Sammelakten zu bringen, über deren Einrichtung die Behördenleitung das Nähere bestimmt.
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren:
10.	zusätzlich zu den nach § 11 zu registrierenden Eingängen unter dem Registerzeichen „AR“ …
b)	Ablehnungen von Gerichtspersonen nach § 27 Absatz 4 StPO.
§ 49 (1) 1Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Oberlandesgerichten sind zu registrieren:
11.	zusätzlich zu den nach § 11 zu registrierenden Eingängen unter dem Registerzeichen „AR“ …
c)	Ablehnungen von Gerichtspersonen nach § 27 Absatz 4 StPO.

	
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „LGs“
einzelne richterliche Anordnungen oder Entscheidungen, insbesondere Anträge auf
a)	Anordnung der Online-Durchsuchung nach § 100b StPO und der akustischen Raumüberwachung nach § 100c StPO,
b)	sonstige Anordnung, Zustimmung oder Entscheidung vor Erhebung der öffentlichen Klage, zum Beispiel nach § 81 Absatz 1 und 3, § 153 Absatz 1 Satz 1, § 153a Absatz 1 Satz 1, § 153b Absatz 1 StPO, § 37 Absatz 1 Satz 1 BtMG, § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 JVEG, § 9 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 StrEG oder Landesgesetzen über die Einsetzung und das Verfahren von Untersuchungsausschüssen,
c)	Entscheidung als gemeinschaftlich oberes Gericht nach § 4 Absatz 2 Satz 2, § 12 Absatz 2, § 13 Absatz 2 Satz 2, §§ 14, 15, 19, 27 Absatz 4 StPO, …
(3) 1Die in einer LGs-Sache anfallenden Dokumente sind in ein Heft zur staatsanwaltschaftlichen Akte zu nehmen. 2In Papierakten können die Dokumente auch ohne Anlegen eines Heftes in die staatsanwaltschaftliche Akte aufgenommen werden. 3Soweit kein staatsanwaltschaftliches Verfahren vorhanden ist, ist eine eigene Akte anzulegen.

	
	§ 49 (1) 1Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Oberlandesgerichten sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „OGs“ einzelne richterliche Anordnungen oder Entscheidungen, insbesondere Anträge auf
a)	Anordnung, Genehmigung oder Entscheidung des Ermittlungsrichters vor Erhebung der öffentlichen Klage und nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens nach § 169 StPO, zum Beispiel Augenscheinnahme, Beschlagnahme, Durchsuchung, Erlass oder Aufhebung von Haftbefehlen, Obduktion, Ausschluss und Beiordnung eines Beistandes des Zeugen, DNA-Identitätsfeststellung, Akteneinsicht und Übermittlung von Sozialdaten,
b)	sonstige Anordnung, Zustimmung oder Entscheidung vor Erhebung der öffentlichen Klage, zum Beispiel nach § 81 Absatz 1 und 3, § 153 Absatz 1 Satz 1, § 153a Absatz 1 Satz 1, § 153b Absatz 1, § 153e Absatz 1 StPO, § 37 Absatz 1 Satz 1 BtMG, § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 JVEG, § 9 Absatz 1 Satz 2 StrEG oder Landesgesetzen über die Einsetzung und das Verfahren von Untersuchungsausschüssen,
c)	Entscheidung als gemeinschaftlich oberes Gericht nach § 4 Absatz 2 Satz 2, § 12 Absatz 2, § 13 Absatz 2 Satz 2, §§ 14, 15, 19, 27 Absatz 4 StPO,
2.	unter dem Registerzeichen „St“ Anträge in erstinstanzlichen Strafsachen nach § 120 Absatz 1 und 2 und § 120b GVG auf
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens, 
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens,
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,
3.	unter dem Registerzeichen „ORs“
a)	Revisionen,
b)	Berufungen in Binnenschifffahrtssachen nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Buchstabe a BinSchGerG, …

	
	§ 49 (2) 1Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 2 sind Anträge in einem verfahrenseinleitenden Dokument gegen mehrere Personen, insbesondere auf Anordnung der Untersuchungshaft, der einstweiligen Unterbringung und der Ordnungshaft vor Erhebung der öffentlichen Klage und nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens sowie Anträge auf Erzwingungshaft für jede Person gesondert unter dem Registerzeichen „OGs“ zu registrieren. 2Haftbegleitende Maßnahmen und Beschwerden gegen eine Entscheidung sind nicht neu zu registrieren.
3Bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung können gesondert unter dem Registerzeichen „OGs“ registriert werden:
1.	mehrere Anträge in einem verfahrenseinleitenden Dokument gegen dieselbe Person,
2.	weitere Anträge und Prüfungen von Amts wegen in derselben Angelegenheit nach ergangener Entscheidung mit Ausnahme von haftbegleitenden Maßnahmen und Beschwerden.
4In einer Haftsache dient als Geschäftsnummer auch bei mehreren Registrierungen das Aktenzeichen der ersten Registrierung.

	
	§ 49 (4) 1Die in einer OGs-Sache anfallenden Dokumente sind in ein Heft zur staatsanwaltschaftlichen Akte zu nehmen. 2In Papierakten können die Dokumente auch ohne Anlegen eines Heftes in die staatsanwaltschaftliche Akte aufgenommen werden. 3Soweit kein staatsanwaltschaftliches Verfahren vorhanden ist, ist eine eigene Akte anzulegen. 4Satz 1 und 2 gelten auch für Dokumente in Verfahren nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe c und d sowie Nummer 10.

	

4Anträge auf Entscheidung nach 
§ 462a Absatz 2 Satz 3 StPO sind nach Maßgabe der Liste 43a zu erfassen.
	§ 50 (1) 1Als Angelegenheiten der Strafvollstreckungskammern bei den Landgerichten sind unter dem Registerzeichen „StVK“ zu registrieren: 
1.	Anträge auf Entscheidung nach
a)	§§ 462a, 463 StPO, soweit sich nicht aus der Strafprozessordnung etwas anderes ergibt, …

	5Im Übrigen liegt die Registerführung über die vor dem Landgericht und dem Oberlandesgericht zu verhandelnden Straf- und Bußgeldsachen in den Händen der Staatsanwaltschaft.
	§ 5 (2) Die Führung der Akte obliegt dem Gericht der ersten Instanz, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt.

§ 39 (2) 1Abweichend von § 5 Absatz 2 wird die Akte geführt von:
1.	der Staatsanwaltschaft 
im Ermittlungsverfahren bis zur Erhebung der öffentlichen Klage, bis zur Stellung des Antrags auf Durchführung eines Sicherungsverfahrens, eines beschleunigten Verfahrens, eines selbstständigen Einziehungsverfahrens oder vereinfachten Verfahrens sowie in Bußgeldsachen bis zur Vorlage der Akte an das Gericht erster Instanz,
2.	dem Gericht erster Instanz 
ab Eingang der öffentlichen Klage, des Antrags auf Durchführung eines Sicherungsverfahrens, eines beschleunigten Verfahrens, eines selbstständigen Einziehungsverfahrens oder vereinfachten Verfahrens sowie der Bußgeldsache bis zur Beendigung der Instanz,
3.	der Staatsanwaltschaft 
nach Beendigung der vorgenannten gerichtlichen Aktenführung.
2Soweit die Akte nach Satz 1 Nummer 1 von der Staatsanwaltschaft geführt wird, obliegt dem Gericht die Aktenführung für die unter einem gesonderten Aktenzeichen geführten Hefte zur staatsanwaltschaftlichen Akte für die Dauer des gerichtlichen Verfahrens. 3Soweit die Staatsanwaltschaft tätig werden muss, während die Akte nach Satz 1 Nummer 2 vom Gericht erster Instanz geführt wird, kann ein Heft unter dem staatsanwaltschaftlichen Aktenzeichen mit einem Zusatz angelegt und geführt werden. 4Das Gericht kann, zum Beispiel wenn es Nachermittlungen anordnet, die Akte zur Abgabe der Aktenführung an die Staatsanwaltschaft übermitteln. 5Soweit die Akte nach Satz 1 Nummer 3 von der Staatsanwaltschaft geführt wird und das Gericht tätig werden muss, ist ein Heft unter dem gerichtlichen Aktenzeichen mit dem Zusatz „VRJs“ für die gerichtliche Vollstreckung von Entscheidungen gegen Jugendliche und Heranwachsende oder „BRs“ für die Bewährungsaufsicht anzulegen und zu führen. 6Die Staatsanwaltschaft kann, zum Beispiel bis zum Abschluss der gerichtlichen Vollstreckung oder bis zum Ablauf der Bewährungszeit oder wenn das Gericht erster Instanz anderweitig tätig werden muss, die Akte zur Abgabe der Aktenführung an das Gericht erster Instanz übermitteln. 7Satz 6 gilt entsprechend, wenn nach § 462a StPO oder zur Entscheidung über eine einfache, sofortige oder weitere Beschwerde ein anderes als das Gericht erster Instanz tätig werden muss. 8§ 8 bleibt unberührt, wenn Berufung oder Revision eingelegt wird. 9Nach gerichtlicher Erledigung sind die Dokumente oder Hefte an die Staatsanwaltschaft zu senden und zur Akte des Hauptverfahrens zu nehmen. 10Ist in Privatklage- 
oder Erzwingungshaftsachen oder nach § 87n Absatz 1 Satz 2 und 3 IRG zu vollstrecken, ist die Staatsanwaltschaft aktenführend. 11Nach Abschluss der Vollstreckung nach Satz 10 sind die Akten an das Amtsgericht zur Aufbewahrung zurückzuleiten.
(3) 1Geht die Aktenführung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 auf das Gericht über, erhält die Akte zusätzlich zu dem Js-Aktenzeichen ein gerichtliches Aktenzeichen. 2Hiervon abweichend können Teile des gerichtlichen Aktenzeichens unmittelbar dem Js-Aktenzeichen als Aktenzeichenzusatz vor- oder nachgestellt werden.3Bei Gericht ist in den Fällen des Satzes 1 immer auch das staatsanwaltschaftliche Aktenzeichen anzugeben. 4Bei Abtrennung eines Verfahrens durch das Gericht ist ein neues staatsanwaltschaftliches Aktenzeichen für das abgetrennte Verfahren anzufordern. 5Verbindungen und Abgaben von Verfahren innerhalb des Gerichts sowie Abgaben an ein anderes Amtsgericht innerhalb des Bezirks der Staatsanwaltschaft sind der Staatsanwaltschaft anzuzeigen.

	(2) 1Die Akten und Sonderbände (§ 47 Absatz 1 Satz 6) werden bei Gericht unter dem Js-Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft geführt.
	

	2Zum Zeichen der Anhängigkeit bei Gericht werden dem Js-Aktenzeichen eines der folgenden Unterscheidungsmerkmale zugesetzt:
Ks	für Schwurgerichtssachen



KLs	für Sachen der großen Strafkammer (Jugendkammer)




Ns	für Berufungssachen
OWi-LG	für erstinstanzliche Bußgeldsachen
NSV	für Anträge auf Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung
VSV	für Anträge auf Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung.
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren:

2.	unter dem Registerzeichen „Ks“ an das Schwurgericht gerichtete Anträge auf 
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens, 
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens,
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,
3.	unter dem Registerzeichen „KLs“ an die große Strafkammer oder Jugendkammer gerichtete Anträge auf
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens,
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens, 
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,
4.	unter dem Registerzeichen „NBs“ Berufungen
6.	unter dem Registerzeichen „OWi LG“ ...
7.	unter dem Registerzeichen „NSV“ Anträge auf Anordnung der nachträglichen
Sicherungsverwahrung,
8.	unter dem Registerzeichen „VSV“ Anträge auf Anordnung der vorbehaltenen 
Sicherungsverwahrung, …
§ 49 (1) 1Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Oberlandesgerichten sind zu registrie-ren:
7.	unter dem Registerzeichen „ONSV“ Anträge auf Anordnung der nachträglichen 
Sicherungsverwahrung,
8.	unter dem Registerzeichen „OVSV“ Vorlagen zur Entscheidung über die Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung, …

	3Außerdem ist gegebenenfalls den um eines dieser Unterscheidungsmerkmale ergänzten Js-Aktenzeichen die Nummer der Abteilung der zuständigen Geschäftsstelle des Landgerichts (Kammerbezeichnung) voranzusetzen.
	§ 39 (3) 1Geht die Aktenführung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 auf das Gericht über, erhält die Akte zusätzlich zu dem Js-Aktenzeichen ein gerichtliches Aktenzeichen. 2Hiervon abweichend können Teile des gerichtlichen Aktenzeichens unmittelbar dem Js-Aktenzeichen als Aktenzeichenzusatz vor- oder nachgestellt werden.

	4Das sich hiernach ergebende Aktenzeichen für das Verfahren beim Landgericht lautet also z.B. 3 KLs 4 Js 10/87.
	

	5Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft zum Js-Register mit, bei welcher Abteilung der Geschäftsstelle des Gerichts das Verfahren anhängig ist.
	§ 48 (2) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Staatsanwaltschaft zum 
Js-Register das gerichtliche Aktenzeichen mit. 2Soweit Untersuchungshaft oder 
einstweilige Unterbringung vollzogen wird, teilt sie das Aktenzeichen auch dem zuständigen Amtsgericht zum Gs-Register mit.
§ 49 (3) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der zuständigen Staatsanwaltschaft zum jeweiligen Register das gerichtliche Aktenzeichen mit. 2Soweit Untersuchungshaft oder einstweilige Unterbringung vollzogen wird, teilt sie das Aktenzeichen auch dem zuständigen Amtsgericht zum Gs-Register mit.

	6Von dieser Mitteilung kann die Geschäftsstelle des Gerichts nur im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft grundsätzlich oder für bestimmte Fälle absehen (z.B. wenn die zuständige Abteilung der Geschäftsstelle des Gerichts der Staatsanwaltschaft bereits bekannt ist oder bei dem Gericht nur eine Geschäftsstellenabteilung für Straf- und Bußgeldsachen besteht).
	

	(3) In Straf- und Bußgeldsachen wird ein Kalender für Hauptverhandlungen nach Liste 42 geführt.
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	(4) Der Aktenverkehr wird kontrolliert:
a)	bei dem Landgericht durch die Aktenkontrolle (Liste 52); § 18 Absatz 5 findet entsprechende Anwendung,
b)	bei dem Oberlandesgericht in Auslieferungssachen durch die Aktenkontrolle (vgl. zu a), während im Übrigen die Kontrolle nur durch den Kalender für Hauptverhandlungen erfolgt.
	wird nicht mehr benötigt

	(5) aufgehoben
	

	(6) Die Führungsaufsichtssachen bei der Führungsaufsichtsstelle sind - sofern die Erfassung nicht in anderer Weise erfolgt - nach Maßgabe der Liste 44a zu erfassen.
	§ 50 (1) 4Bei Eintritt einer Führungsaufsicht ist nur die erste Bestellung eines Bewährungshelfers nach § 68a Absatz 1 StGB zu registrieren.

	(7) Die Bewährung ist in einem Bewährungsheft zu führen, das nach Abschluss der Bewährung in den Hauptakten zu verwahren ist.
	§ 52 (1) 1Ein nach § 462a Absatz 2 Satz 2 StPO, auch in Verbindung mit § 463 Absatz 1 StPO, vom Gericht erster Instanz an das Wohnsitzgericht abgegebener Bewährungsvorgang ist unter dem Registerzeichen „BRs“ zu registrieren. 2Anträge und Maßnahmen, die sich auf eine Aussetzung der Strafe, des Strafrestes oder der weiteren Vollstreckung der Unterbringung beziehen, sind nicht neu zu registrieren, solange nicht rechtskräftig die Aussetzung widerrufen, die Strafe erlassen oder die weitere Vollstreckung der Unterbringung für erledigt erklärt ist. 3Abweichend von Satz 1 können bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung auch alle Bewährungssachen des bereits im Hauptsacheverfahren befassten Gerichts unter dem Registerzeichen „BRs“ registriert werden.
(2) 1Die Geschäftsstelle des Wohnsitzgerichts teilt der Staatsanwaltschaft zum Js-Register und dem Gericht erster Instanz zum dortigen Register das gerichtliche Aktenzeichen mit. 2Die Vorgänge sind aus dem vom Gericht erster Instanz übermittelten Bewährungsheft zu bearbeiten. 
(3) Das Gericht erster Instanz hat in folgenden Fällen für jeden Verurteilten gesondert ein Heft mit Abschriften aller die Bewährung betreffenden gerichtlichen Entscheidungen und sonstigen Vorgänge anzulegen (Bewährungsheft):
1.	Aussetzung der Strafvollstreckung zur Bewährung nach § 56 StGB und § 21 JGG,
2.	Verwarnung mit Strafvorbehalt nach § 59 StGB, 
3.	Aussetzung der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt nach § 67b StGB,
4.	Aussetzung des Berufsverbots zur Bewährung nach § 70a StGB,
5.	Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe nach § 27 JGG,
6.	Vorbehalt der Entscheidung über die Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung nach § 61 JGG,
7.	Aussetzung des Restes der Jugendstrafe nach § 88 JGG,
8.	Aussetzung der weiteren Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung bei einem Jugendlichen nach § 67e StGB,
9.	erste Bestellung eines Bewährungshelfers in Führungsaufsichtssachen bei einem Jugendlichen nach § 68a StGB.
(4) 1Zum Bewährungsheft, das während der Bewährungszeit bei dem für die Bewährungsüberwachung zuständigen Gericht verbleibt, sind alle weiteren die Bewährung betreffenden Vorgänge zu nehmen. 2Das Bewährungsheft ist nach Beendigung der Bewährungszeit der Staatsanwaltschaft zur Aufbewahrung bei der Strafakte zu übermitteln.

	
	

	Liste 38 (§ 41 Abs. 1 Buchst. a)
	

	Register für Berufungen / Revisionen in Privatklagesachen 
des Landgerichts Ps /Oberlandesgerichts Vs
	


	Zu erfassen sind:
	§ 48 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
§ 49 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …

	1.	Fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen

	
	2.	Datum des Eingangs

	2.	
Gericht, dessen Entscheidung angefochten wird
a)	Sitz
b)	Aktenzeichen
c)	Tag der Entscheidung
	§ 48 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
3.	bei Berufungen und Beschwerden: Gericht erster Instanz:
a)	Sitz,
b)	Aktenzeichen,
c)	Datum der Entscheidung,
§ 49 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
3.	bei Revisionen, Beschwerden und Rechtsbeschwerden: Gerichte der Vorinstanzen:
a)	Sitz,
b)	Aktenzeichen,
c)	Datum der Entscheidung,

	
	4.	Aktenzeichen und Sitz der Staatsanwaltschaft oder der Verwaltungsbehörde,

	3.	Name des
a)	Privatklägers
b)	Angeklagten
	5.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift:
a)	Beschuldigter, Angeschuldigter oder Angeklagter
b)	Antragsteller oder Privatkläger,
c)	weiterer Beteiligter, zum Beispiel Nebenkläger,

	4.	Tag der Abgabe der Akten
	6.	Datum und Art der Erledigung,

	
	7.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	5.	Bemerkungen
	8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	Erläuterungen:
	

	[bookmark: _GoBack]1.	1Hat die Staatsanwaltschaft die Verfolgung übernommen, gehört die Sache nicht in das vorliegende, sondern in das von der Staatsanwaltschaft geführte Js-Register bzw. Ss-Register.
	

	2Die Übernahme der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft ist bei Nummer 5 zu vermerken. 
	§ 48 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	2.	Eine erneute Erfassung erfolgt bei dem Oberlandesgericht, wenn eine in die Berufungsinstanz zurückverwiesene Sache abermals in die Revisionsinstanz gelangt.
	§ 2 (1) 6Wird ein Verfahren von einem anderen Gericht oder einer Staatsanwaltschaft übernommen, muss ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	
	

	Liste 41 (§ 41 Absatz 1 Buchstabe b)
	

	Beschwerden in Strafsachen und Bußgeldverfahren des Landgerichts Qs und 
des Oberlandesgerichts Ws
	

	Zu erfassen sind:
	§ 48 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
§ 49 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen

	2.	Tag des Eingangs der Beschwerde
	2.	Datum des Eingangs

	3.	
a)	Das Gericht, das die angefochtene Entscheidung erlassen hat
b)	Aktenzeichen der angefochtenen Entscheidung
c)	Datum der angefochtenen Entscheidung
	§ 48 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
3.	bei Berufungen und Beschwerden: Gericht erster Instanz:
a)	Sitz,
b)	Aktenzeichen,
c)	Datum der Entscheidung,
§ 49 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
3.	bei Revisionen, Beschwerden und Rechtsbeschwerden: Gerichte der Vorinstanzen:
a)	Sitz,
b)	Aktenzeichen,
c)	Datum der Entscheidung,

	4.	Bezeichnung der Angelegenheit
	

	Nur für Landgerichte:
	

	5.	a)	Beschwerden in Kostensachen
b)	Beschwerden gegen Anordnung der Durchsuchung/Beschlagnahme in Wirtschafts- und Steuerstrafsachen
c)	Beschwerden in Haftsachen
d)	Beschwerdeverfahren nach dem OWiG
e)	Sonstige Beschwerden
	Statistik

	6.	Tag der Erledigung
	6.	Datum und Art der Erledigung,

	7.	Bemerkungen (z.B. Tag der Abgabe der Akten)
	8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	Nur für Oberlandesgerichte:
	

	5.	a)	Rechtsbeschwerden nach §§ 116, 117, § 138 Abs. 2 StVollzG
b)	Sonstige Beschwerden (einschließlich Kostenbeschwerden)
c)	Anträge auf Haftentscheidungen nach §§ 121 ff. StPO
d)	Anträge auf gerichtliche Entscheidung nach § 172 StPO (einschließlich Prozesskostenhilfeanträge)
	Statistik

	6.	Tag der Erledigung
	6.	Datum und Art der Erledigung,

	7.	Bemerkungen (z.B. Tag der Abgabe der Akten)
	8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	Erläuterungen:
	

	1.	Das Aktenzeichen der angefochtenen Entscheidung ist stets vollständig - gegebenenfalls einschließlich der Unterscheidungsmerkmale - zu erfassen
	§ 48 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
3.	bei Berufungen und Beschwerden: Gericht erster Instanz:
a)	Sitz,
b)	Aktenzeichen,
c)	Datum der Entscheidung,
§ 49 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
3.	bei Revisionen, Beschwerden und Rechtsbeschwerden: Gerichte der Vorinstanzen:
a)	Sitz,
b)	Aktenzeichen,
c)	Datum der Entscheidung,

	Nur für Landgerichte:
	

	2.	Verfahren nach § 92 Absatz 1 JGG sind besonders kenntlich zu machen.
	§ 6 (3) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind das Aktenzeichen, der Name und Vorname der Person, der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein.

	Nur für Oberlandesgerichte:
	

	2.	Der Inhalt der Entscheidung ist bei den für "Bemerkungen" vorgesehenen Angaben zu erfassen, wenn die Beschwerde die Nichterhebung der öffentlichen Klage (§ 172 StPO) oder eine Verhaftung betrifft.
	entbehrlich

	3.	1Besonders kenntlich zu machen (z.B. bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben) sind
a)	Beschwerden in Bußgeldverfahren (einschließlich Kostenbeschwerden),
b)	Anträge auf Zulassung der Rechtsbeschwerden nach § 87k IRG.
	entbehrlich

	2Die zugelassene Rechtsbeschwerde nach § 87j IRG ist nicht erneut zu erfassen.
	Statistik

	
	

	Liste 42 (§ 18 Absatz 7, § 41 Absatz 3)
	

	Kalender für Hauptverhandlungen in Strafsachen und Bußgeldsachen
	

	Zu erfassen sind:
	§ 6 (4) 2In das Terminverzeichnis sind aufzunehmen:

	1.	Terminstunde
	2.	das Datum
5.	die Uhrzeit

	2.	Name der/des Angeklagten/Betroffenen
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	3.	Bezeichnung der Straftat, Ordnungswidrigkeit
	

	4.	Aktenzeichen
	6.	das Aktenzeichen

	5.	Bemerkungen
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Liste ist für jeden Terminstag besonders anzulegen. 
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	2.	1Unter Ziffer 5 ist der Tag zu erfassen, an dem das mit Gründen versehene, von dem (den) Richter(n) unterschriebene Urteil der Geschäftsstelle übergeben wird.
	§ 6 (5) 1In Zivil-, Familien- und Strafsachen soll nach Abschluss einer Sitzung deren Ergebnis im zugelassenen Programm vermerkt werden. 2Bei Verkündung eines Urteils oder eines Beschlusses ist auch das Datum des Eingangs des vollständig abgefassten Urteils oder des Beschlusses in der Geschäftsstelle des Gerichts zu vermerken.

	2Bei Spruchkörpern, die mit mehr als einer Berufsrichterin oder einem Berufsrichter besetzt sind, ist unter Ziffer 5 zusätzlich der Tag zu vermerken, an dem die Berichterstatterin oder der Berichterstatter das nur von ihr oder ihm unterschriebene Urteil der Geschäftsstelle übergibt.
	

	
	

	Liste 43a (§ 41 Absatz 1 Satz 4)
	

	Verfahren über die Aussetzung der Vollstreckung des Strafrestes zur Bewährung im Fall der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung
	

	Zu erfassen sind:
	§ 52 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Aktenzeichen
	1.	Aktenzeichen,

	2.	Tag des Eingangs der 1. Schrift (Antrag)
	2.	Datum des Eingangs,

	3.	Familienname, Vorname, Geburtsdatum der bzw. des Verurteilten
	4.	Vor- und Familienname sowie Geburtsdatum des Verurteilten,

	4.	Sitz und Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft
	3.	Sitz und Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft,

	5.	Justizvollzugsanstalt
	

	6.	Erledigung des Verfahrens
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	
	6.	Datum der Rückgabe der Akten an die Staatanwaltschaft oder das Gericht erster Instanz

	
	7.	Herkunft oder Verbleib

	7.	Bemerkungen
	8.	Bemerkungen

	8.	Jahr der Weglegung
	

	
	

	Liste 44a (§ 41 Abs. 6)
	

	Führungsaufsichtssachen
	

	Zu erfassen sind:
	§ 50 (1) 4Bei Eintritt einer Führungsaufsicht ist nur die erste Bestellung eines Bewährungshelfers nach § 68a Absatz 1 StGB zu registrieren.

	1.	Berichtsmonat
	

	2.	Laufende Nummer
	

	3.	Aktenzeichen
	

	
	

	Liste 52 (§ 18 Absatz 6, § 41 Absatz 4)
	wird nicht mehr benötigt.

	Aktenkontrolle in Strafsachen und Bußsachen
	

	Zu erfassen sind:
	

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	

	2.	Anträge auf Erlass von Strafbefehlen
	

	3.	Aktenzeichen
	

	4.	Bezeichnung der Sache
	

	5.	Vermerk über den Verbleib der Akten
	

	6.	Endgültig abgegeben
am
an
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Haftsachen sind bei der laufenden Nummer zu kennzeichnen; der Wegfall der Haft ist zu vermerken.
	

	2.	1Bei den unter 2. erfassten Anträgen ist monatlich fortlaufend die Zahl der Anträge auf Erlass von Strafbefehlen zu erfassen.
	

	2Mehrere in einem Js-Verfahren gestellte Strafbefehlsanträge sind nur einmal zu erfassen. 
	

	3Abgaben innerhalb des Gerichts sind besonders kenntlich zu machen.
	

	3.	Bei Auslieferungsverfahren sind Abgaben innerhalb des Gerichts besonders kenntlich zu machen.
	

	4.	Hier sind nur Verfahren über Strafbefehlsanträge nach § 407 Abs. 1 StPO zu registrieren.
	



2
